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Posen alarmiert Pankow
Die Furcht vor einem neuen 17. Juni immer

Unmittelbar nach den Kundgebungen deutsch-polnischer 
Freundschaft, in denen die SED die machtmäßige Geschlossen
heit des Ostblocks und den endgültigen Status des Öder-Neiße- 
Gebietes zu unterstreichen versuchte, hat Polen seinen Juni- 
Aufstand erlebt. D rei Jahre nach den Ereignissen in der So
w jetzone standen die Posener Arbeiter gegen die kommunisti
sche Regierung auf. Der Aufstand vermochte sich nicht w ie 
in der Sow jelzone auszubreiten, dafür wurde er m it erbar
mungsloser H ärte geführt. D iesmal hatten nicht nur die polni
schen Kommunisten Maschinengewehre. Wenn sie trotzdem 
siegten, so ist das ein Sieg ihrer Panzer gewesen. Das Ziel der 
Aufständischen aber wurde erreicht: Sie haben der W e lt bew ie
sen, daß Polen unter Stalin keine Sow jetrepublik geworden is t! 

Manchem w ird dieses Ziel zu fenlagern und rein nationalen 
teuer bezahlt erscheinen. D ie Zielen. Noch vor zwei Jahren
polnische Geschichte weist viele 
solcher Aktionen gegen die 
wechselnden Unterdrücker auf. 
A lle  hatten ein Mares Ziel, auch 
der Aufstand von Posen. W ie  
damals in Berlin ergriffen auch 
hier die Arbeiter eines Staats
betriebes die In itiative, um mit 
dem M ittel des Generalstreiks 
die soziale Lage  ihrer Kollegen 
und der breiten Massen zu ver
bessern.

Gewarnt durch das Beispiel 
vom 17. Juni 1953, griffen  die 
Posener Arbeiter, als die M iliz  
das Feuer eröffnete, selbst zu 
den Gewehren. Sie selbst können 
nicht geglaubt haben, daß sie 
sich gegen Panzer und Düsen
jä ge r  durchzusetzen vermochten. 
W enn sie sich trotzdem ihr 
Streikrecht m it der W affe in der 
Hand zu erkämpfen versuchten, 
so ist dies ein echter Beweis fü r 
die Dringlichkeit ihres An lie
gens.

Ein W erk  von Agenten ?
Noch als in Posen die Panzer 

am W üten waren, wußte man, 
daß die kommunistische R eg ie
rung diese alarmierenden Vor
fä lle  als „W erk  ein iger Agenten 
und Verräter“  ausgeben würde. 
Auch die Kommentare der SED 
laufen darauf hinaus. W o ist die 
W ahrheit?

Es g ib t in Polen starke W ider
standsgruppen mit eigenen W a f-

w ar es für die Sov/jets ein R i
siko. ihre Nachschublinien durch 
Po len  zu führen. Die gew altig  
aufgerüstete polnische Armee 
hat diese W iderstandsgruppe m 
den Untergrund zurückge
drängt. W äre Posen das W erk 
solcher Gruppen, hätte der A u f
stand schlagartig um sich g e 
g r iffen .. Denn die polnische Un
tergrundbewegung sitzt überall. 
Noch liegen die Ereignisse von 
Posen im Dunkel, das den W i
derstand und die Rache der 
staatlichen Sicherheitsorgane 
umgibt. Aber Ursache und Cha
rakter des Aufstandes sind be
re its  nicht mehr zu verfälschen.

F ü r die SED waren die am 
Wochenende spärlich einjaufen
den Nachrichten m it eijier be
trächtlichen Schockwirkung ver
bunden. Mehr denn je  stützt 
sich die SED heute auf das, A r
gument vom „starken H in ter
land“ , gleichgültig, ob es sich 
dabei um militärische Maß
nahmen im Rahmen des W ar
schauer Paktes oder um die E r
haltung der Oder-Neiße-Grenze 
handelt. Dazu kommt die 
Furcht, daß die der SED noch 
bevorstehende Hauptauseinan
dersetzung m it dem Stalinismus 
zu ähnlichen Resultaten führen 
kann. Letztlich  aber haben die 
Vorgänge in Posen gezeigt, daß 
zwischen Pankow  und Moskau

noch nicht gebannt
noch D inge geschehen können, 
die in einem von den Kommu
nisten provozierten Ernstfall 
a lle SED-Plane über den Haufen 
zu w erfen  vermögen. Es gehört 
nicht viel Phantasie dazu, um 
sieh auszumalen, daß überall im 
Ostblock nationale W iderstands
gruppen auf einen T a g  des 
Kam pfes warten.

W äre dies alles in Bulgarien 
oder Ungarn geschehen, die SED 
fühlte sich nur w enig davon be
troffen. Posen aber trifft sie bis 
ins Mark. Der Machtapparat, 
der den polnischen Kommunisten 
zur Verfügung steht, ist stärker 
als jener der SED. Und tro tz
dem haben die Arbeiter einen 
bewaffneten Aufstand gewagt. 
V iele der Aufständischen waren 
erst im Rahmen der M iliz  oder 
durch die den SED-Betriebs- 
kampfgruppen ähnlichen polni
schen Arbeiterwehren m ilitärisch 
ausgebildet worden. Ihren  er
sten Einsatz haben sie gegen 
ihre Ausbilder geführt.

Politisch weiterkämpfen
Es darf nicht daran gezw ei

fe n  werden, daß die polnische 
Untergrundarmee in allen Städ
ten den Aufstand hätte aüsruien 
können, nachdem streikende 
A rbeiter in Posen nun einmal 
die Dinge in Gang- zu bringen 
drohten. Es werden entschei
dende Gründe sein, die sie da
von abgehalten haben. In  der 
Phase der Abkehr vom Stalinis
mus steht der politische Kam pf 
auf der Tagesordnung. Im  Rah
men der Möglichkeiten ver
spricht er auch in der Zone 
einen guten Erfolg, solange die 
SED ständig auf die Lockerung 
der Zwangsherrschaft gedrängt 
werden kann. Posen bleibt auch 
trotz politischem K am pf ein 
mahnendes Fanal: Es zeigt, was 
die Kommunisten zu erwarten 
haben, wenn sie 1956 noch an 
den Methoden des Stalinismus 
festzuhalten versuchen.



J. B. Gradl i

Die Zeit verlangt...
Es konnte keinen eindrucks

volleren H intergrund fü r die 
außenpolitische Debatte des 
Bundestages in der vergangenen 
Woche geben als den polnischen 
Yolksaufstand. W er in der Ge
schichte nicht nur den äußeren 
Ab lau f der Ereign isse sieht, 
sondern dahinter noch einen 
Sinn sucht, der kann von die
sem Zusammentreffen nicht un
beeindruckt bleiben. Ausgerech
net jetzt, in den zwei Tagen, da 
das aus deutscher Sicht zentrale 
Prob lem  der W iederverein igung 
außenpolitisch erörtert w ird, 
vo llzieht sich diese Über
raschung in Posen.

Sie hat au f die W iederverein i
gung keinen umnittelbaren E in
fluß. A ber m ittelbar kann und 
müßte sie ihn sogar haben. So
lange die gewohnte Ruhe und 
Ordnung nicht . gestört ist, 
glaubt man Zeit zu haben. TJnd 
man glaubt das um so bereit
w illiger, je  schw ieriger die A u f
gabe erscheint, die man zu be
w ältigen  hat. Am  Beispiel P o 
sen ist w ieder einmal deutlich 
geworden, daß Ruhe trügerisch 
sein kann und daß es Über
raschungen gibt. N icht nur 
solche, die Po litik er  bewußt be
reiten —  w ie  zum Beispiel 
Chrustschow auf den X X . P a r
teikongreß — , sondern echte 
und totale Überraschungen, die 
aus dem Volk  selbst kommen. 
Solche Überraschungen bergen 
unter Umständen Gefahren m  
sich, die vie l größer sind als 
jene Schwierigkeiten, denen man 
glaubte sich in vermeintlicher 
Ruhe entziehen zu können. Der 
polnische Volksaufstand, w ie 
immer er auch ausgelien mag, 
ist eine Mahnung an alle P o litik  
und a lle Po litiker, insbesondere 
auch an die in der deutschen 
Sache zuständigen, die drängen
den Problem e rechtzeitig zu 
lösen.

Mahnung an die Sowjets
Aber noch in einer anderen 

Beziehung kann man einen eige
nen Sinn in der Para lle litä t der 
Bundestagsdebatte und des pol
nischen Aufstandes sehen. Diese 
blu tige Überraschung hat sich 
in  dem T e il der W elt ergeben, 
der unter sowjetischem Einfluß 
steht. Durch sie sind besonders

die sowjetischen Führer &nga~ 
sprechen, die wohl geglaubt ha
ben, hinter dem 1945 errichteten 
E isernen Vorhang in e lf Jahren 
ihr kommunistisches System 
fest verankert zu haben. Der 
deutsche Aufstand des Juni 1953 
hat sie leider nicht veranlaßt, 
Ihre harte P o lit ik  aufzugeben 
und die Gewalt abzulösen durch 
ein verständnisvolles und klu
ges Eingehen auf den wahren 
W illen  derer, die unmittelbar 
ihrer Fremdherrschaft ausgelie
fert sind. Kann man hoffen, daß 
die sowjetische Führung sich 
durch diese neue Mahnung der 
Geschichte endlich belehren 
läßt?

W ie  groß die M öglichkeit der 
Sow jetregierung ist, einen ent
scheidenden B eitrag zur B efrie
dung zu leisten, das ist in der 
Bundestagsdebatte sehr deutlich 
geworden. Die ganze Aussprache 
kreiste um die Frage der so
wjetischen Haltung. Wenn man 
den innerdeutschen Gegensätzen, 
die in der Bundestagsdebatte 
sichtbar wurden, auf dpn Grund 
geht, dann bestehen sie in der 
Hauptsache in Meinungsver
schiedenheiten darüber, w ie die 
sowjetische P o litik  zu deuten 
und w ie sie zugunsten der W ie 
dervereinigung beeinflußt w er
den könnte.

W er die Reden der Oppo
sition in der Bundestagsde
batte von Anfang bis Ende auf
merksam und unvoreingenom
men angehört hat, konnte darin 
keinen konkreten W eg  zur W ie 
dervereinigung finden. Es g ibt 
eben kein Patentrezept. Was die 
Opposition kritisch vorgebracht 
hat, bezog s ich 'im  Grunde auf 
die A ktiv ität der Bundesregie
rung im Suchen nach einem 
W eg. Dehler form ulierte es zum 
Beispiel so, daß zu ergründen 
sei, was die Sowjets „unter den 
gegebenen Umständen“ ver
stehen, derentwegen sie nach 
Chrustschows W orten sogar die 
Zustimmung zur W iederverein i
gung eines neutralen Deutsch
land heute verweigern würden.

A lle  sind Suchende
Nun ist richtig, daß zunächst 

die Gründe des sowjetischen 
N je t zur W iederverein igung ge
klärt werden müssen, daß zu
mindest die- K lärung immer 
w ieder versucht werden muß. 
Und der Vorw urf ist leider 
nicht unbegründet, daß die

Bundesregierung seit der A u f
nahme der diplomatischen Be
ziehungen zu Moskau in diesem 
Sinne hätte aktiver sein können, 
find iger und geschmeidiger. 
A ber andererseits hat kein R ed 
ner der Opposition gew agt zu 
sagen: auf diesem oder jenem  
der versäumten W ege la g  die 
W iedervereinigung. Das festzu
stellen .ist notwendig, w eil dis 
vor der Bundestagsdebatte von 
der Opposition genährte öffent
liche K r it ik  m it ihrer Schärfe 
und B reite beinahe den E in
druck erwecken konnte und m it 
dem B lick auf Wahlen und 
innerparteiliche Streitigkeiten 
vielleicht auch erwecken sollte, 
die Bundesregierung sei schuld, 
daß die W iederverein igung noch 
nicht greifbar ist. Im  Grunde 
hat diese Debatte gezeigt, daß 
alle miteinander Suchende sind. 
Das dürfte auch erklären, daß 
die Bundestagsdebatte nicht zu 
„Hauen und Stechen“ entartete, 
sondern erfreulich diszipliniert 
und sachlich verlief.

Dazu hat sicher die von Bren
tano abgegebene Erklärung der 
Bundesregierung ein gut Te il 
beigetragen. Diese Erklärung 
beweist, daß die Bundespolitik 
nicht starr ist. Ih r  guter E in
druck wäre in der Debatte 
noch deutlicher zur Geltung ge
kommen, wenn nicht ein ige un
glückliche Formulierungen in 
dem vorausgegangenen Kanzler- 
In terview  ihre Schatten gew or
fen hätten. Die Regierungser
klärung hat gezeigt, daß die 
Bundesregierung unbeschadet 
der Verbundenheit zu den w est
lichen Verbündeten versucht, 
sich in das Denken der Sowjets 
zu versetzen und das Verhält
nis zur Sowjetunion nicht durch 
„unechte Prinzipien und starre 
Methoden“ zu erschweren.

In  Brentanos Erklärung findet 
sich die ausdrückliche Anerken
nung, daß die W iedervereinigung 
auch von den Sowjets als ein 
Sicherheitsproblem — nämlich 
„d ie Sorge, daß eine Machtver
schiebung eintreten könne“ — 
gesehen werden könne. Und er 
hat hinzugefügt, daß „die Bun
desregierung zu jeder Zeit be
reit ist, diesem einzigen echten 
Argum ent Rechnung zu tra
gen“ . Brentano hat darüber hin
aus die Bereitschaft der Bun- 
deseregierung erklärt, an der 
Schaffung eines kollektiven Si- 

(Fortsetzung auf Seite 7)



Lieber Leser!
W ir  w ollen  gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in  der sowjetischen B e
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen
der, aber mit Angabe der Num
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres
se zu schicken:

Herrn E. K e g n i  
Berlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-Iticlithofen-Str. 2, I I

F a lls  Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die M arke von dem B r ie f
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Klar Schilf Sür Maring
K ie l (A P ). D ie Bandesmarine 

hat je tz t offiziell den Schutz der 
bundesdeutschen Gewässer über
nommen, nachdem die schwim
menden Einheiten des Bundes
grenzschutzes geschlossen in die 
Bundeswehr übergeführt w ur
den. Schwergewicht a ller Opera
tionen und Stützpunkte der 
Bundesmarine lieg t an der deut
schen Ostseeküste.

Das große Strafgericht beginnt
•Posen fürchtet sieh vor der Vergeltung

Berlin (A P ). In  Posen beginnt jetzt —  entsprechend der soge
nannten „spontanen“  Forderung naeh schneller und strenger 
Bestrafung der „Provokateure“  —  das Strafgericht gegen die 
aufständischen Arbeiter. Es sind, nach M itteilung eines gut in
form ierten Reisenden die ersten Gerichtsverhandlungen an ge
setzt, in denen zunächst die leichteren F ä lle  behandelt werden 
sollen. Prozesse gegen die Anführer der R evo lte  sollen in Kürz© 
fo lgen.

Unter den Verhafteten sollen 
sich, w ie verlautet, zwei als 
„Rädelsführer“ beze ichn te A r
beiter namens M ali ja und W il- 
gasch befinden. Sie gehörten der 
Delegation an, die Anfang* ver
gangener Woche im Aufträge 
der unzufriedenen Arbeiter der 
Zispo-W aggon fabrik nach W ar
schau gefahren war, um dort 
deren Forderungen vorzutragen. 

Offiziell w ird  die Zahl der 
Todesopfer immer noch mit 48 
angegeben. Tatsächlich soll sie 
aber nach den übereinstimmen

den Aussagen v ie ler Reisenden 
zwischen 100 und 300 liegen.

E in Geschäftsmann, der Posen 
am Montag verließ, berichtete: 
„In  der Stadt ist alles ruhig, 
aber dahinter steckt die Angst. 
D ie Leute haben solche Angst 
vor der Vergeltung, daß sie es 
nicht mehr wagen, offen zu re
den. D ie Angst w ird vor allem 
deshalb immer größer, w eil die 
letzten Ausländer am Donners
tag  die Stadt verlassen haben 
und die Kommunisten dann auf 
nichts mehr Rücksicht zu neh
men brauchen.“

Der Kreml in der Zwickmühle
W ird  R a k o s i a b g es e tz t?  —  

London (Eigenmelduug / A P ). 
Diplomatisch© K re ise in London 
sind der Ansicht, daß das D i
lemma, dem sich der Krem l 
nach den Unruhen in Posen ge- 
genübersieht, durch die fast zur 
gleichen Zeit in Ungarn ausge
brochen© Unzufriedenheit m it 
dem Regim e noch verschärft 
worden ist.

Deutsche Einheit in Moskaus Interesse
Brentanos Regierungserklärung vor dem Bundestag

Stellvertreter Ku -Bonn (Eigenbericht»). In  einer 
zweistündigen außenpolitischen 
Regierungserklärung vor dem 
Bundestag, die von den R eg ie
rungsparteien m it großem Bei
fa ll aufgenommen wurde, hat 
Bundesaußenminister Dr. von 
Brentano ausdrücklich eine In i
tiative gegenüber der Sow jet
union in der deutschen F rage 
abgelehnt, „d ie nicht der ruhi
gen Überlegung, sondern nur 
der vielleicht menschlich begre if
lichen Ungeduld entspringt“ .

A u f der Diplomatentribüne 
saß während der Rede m it un
bewegtem  Gesicht der S?o- 
w jetbotschafter Sorin, begleitet

von seinem 
driazew.

D er M in ister trat dafür ein, die 
Entw icklung in der Sowjetunion 
auf zw eierlei W eise zu fördern. 
Zur Opposition gewandt sagte 
er : „W ir  müssen der Sow jet
union durch unser Verhalten 
die letzte Hoffnung nehmen, 
daß ihre bisherige Deutschland
politik  sich verwirklichen lasse." 
E r  fuhr m it einer leichten W en
dung zur Diplomatentribüne 
fo rt : „W ir ' müssen außerdem
versuchen, der Sowjetunion und 
ih rer R eg ierung klarzumachen, 
daß ihre Zustimmung zur W ie 
dervereinigung des deutschen 
Volkes in Frieden und Freiheit 
in  ihrem eigenen nationalen In 
teresse lieg t.“

Gegen Moskauer Hörigkeit
W ährend der Aufstand in  P o 

sen hauptsächlich ein- Protest 
gegen die w irtschaftliche V er
elendung war, ist die Demonstra
tion gegen das Rakosi-Regim e 
im  Budapester Öffizierskiub ein 
offener Protest gegen die Mos
kauhörigkeit der kommunisti
schen Parteileitung in Ungarn. 
D ie F rage ist jetzt, ob der 
K rem l den kommunistischen 
Parteichef Ungarns, Rakosi, fa l
len läßt oder ob er ihm V o ll
machten für einen Kurs der Un- 

-terdrückung erteilt. Rakosi hält 
sich gegenw ärtig  in Moskau auf.

Über die vom „Petöfi-Bund“ 
im Budapester Offiziersklub 
durqhgeführte Veranstaltung 
liegen je tz t neue Einzelheiten 
vor. Die Versammlung sollte ur
sprünglich lediglich eine D is
kussion über größere Freiheiten 
werden. Aber die Debatte ging 
w eit über das hinaus, was die 
Veranstalter beabsichtigt hatten. 
Redner, die bisher als linien
treue Parte im itg lieder gegolten 
hatten, übten scharfe ,K r it ik  an 
dem Regim e, und einer von ih
nen erklärte offen, es müsse in 
Ungarn und nicht in Moskau 
beschlossen werden, welche - P o 
litik  Ungarn durchführe.



Neue Dokumente Lenins
Vom amerikanischen Außenministerium veröffentlicht

W ashington (D PA ). Das TJS- 
Außenministerium veröffentlichte 
18 Len in zugeschriebene Doku
mente, in denen der Begründer 
des Sowjetstaates scharfe K r i
tik  an Stalin geübt hat. Diese 
Veröffentlichung fo lg te  dem A b 
druck von Lenins „Testam ent“ 
durch die sowjetische Zeitschrift 
„Komm unist“  am Wochenende.

In  den neuen Dokumenten übt 
Len in scharfe K r it ik  an Stalin 
w egen Grausamkeiten während 
der kommunistischen Revolution 
in  Georgien (Kaukasus), der 
Heim at Stalins. Len in schreibt: 
„Ich  glaube, daß hier (in Geor
gien ) die E ile und die H e ft ig 
keit Stalins bei der Verwaltung 
eine verhängnisvolle R o lle ge
spielt haben.“  Len in schreibt 
weiter, daß Stalin Anteil an der 
politischen Verantwortung für 
eine Kam pagne hatte, in der

sich die Kommunisten zu physi
scher Gewaltanwendung ernie
drigten. In  einem anderen Do
kument w ird  Trotzk i gelobt.

In  einem Vorw ort zu der 
neuen Veröffentlichung heißt es, 
die Dokumente Lenins stamm
ten aus vertraulicher Quelle und 
sfeien als Ergänzung zur Rede 
Chrustschows an die D elegier
ten des sowjetischen Pa rte i
kongresses verte ilt worden.

Budapest befürchtet Unruhen
W ien (A P ). Das Zentralkom i

tee der ungarischen K P  hat zu7 
geben müssen, daß es in folge 
der Unzufriedenheit in den R e i
hen der ungarischen Kommuni
sten den Ausbruch von Unruhen 
ähnlich w ie in Posen befürchtet. 
In  einem von Radio Budapest

verbreiteten Au fru f des Zentral
komitees heißt es: „D ie Gefahr, 
daß die Feinde Ungarns Unru
hen provozieren, ist sehr vie l 
größer geworden.“  In  dem A u f
ru f w ird  betont, Zentrum der 
Unzufriedenheit sei die Gruppe 
um den früheren M inisterpräsi
denten Im re Nagy.

Bunker in der „Pieckallee“
Göttinnen (A P ). Grenzgänger 

aus der Sowjetzone haben in 
den letzten Tagen übereinstim
mend berichtet, daß entlang der 
Zonengrenze im südhannover
schen Raum auf sowjetzonaler 
Seite Betonbunker gebaut w er
den. Diese Bunker entstehen 
etwa 100 M eter jenseits des um
gepflügten Zehnmeterstreifens, 
der im  Volksmund „Pieckallee" 
genannt w ird. D ie Ausgrabun
gen waren bereits seit längerer 
Zeit beobachtet worden.

Chiusischows Bechiferiigung 
„Das Volk hat ja nie versucht, den 

Diktator zu stürzen!"

„ Süwjetdeniohratisnius"
D T. Es muß leider dahingestellt bleiben, 

ob man im K rem l die antistalinistische 
Schwenkung auch vorgenommen hätte, 
wenn man sich über die nachfolgende R e 
aktion ganz klar gewesen wäre. Denn m it 
der nachträglichen Vernichtung Stalins zo
gen auch seine jahrelangen M itläufer 
scharfe Angriffe  auf sich selbst. Das Z K  
in  Moskau, sehr in die Enge getrieben, 
versucht sich nun reinzuwaschen. Doch 
m erkwürdigerweise wäscht es dem Volke 
den Kopf. Dieses Sow jetvolk hätte es an
geblich nicht verstanden und unterstützt, 
wenn schon zu Lebzeiten des großen Sta
lin  seine M itarbeiter gegen ihn aufgestan
den wären. Man hat also Stalin m it seiner 
destruktiven P o litik  gewähren lassen, um 
„dem V o lk “ das falsche Ideal zu erhalten!

M it aufschlußreicher Verärgerung aber 
versucht das Moskauer ZK, die nahelie
gende Erklärung zurückzuweisen, daß der 
Personenkult in der Natur der sow jeti
schen Gesellschaftsordnung zu suchen sei. 
Tatsächlich i s t er dort zu suchen: w eil 
diese Gesellschaftsordnung keine natürli
che Ordnung ist, sondern Diktatur, baut 
sie sich doch nicht aus dem freien  W illen  
„von unten“ auf, sondern unter Zwang 
„von oben“ , vom grünen Tisch im Krem l 
aus. mag an ihm nun Stalin allein sitzen 
oder das K o llek tiv  der verscirworenen Füh
rer. M it dem konstruierten W ortungetüm 
„Sozialistischer Sowjetdemokratismus" ver
sucht Moskau nun, der Tatsache der D ik
tatur und des damit zusammenhängenden 
Personenkults zumindest sprachlich etwas 
entgegenzustellen, was nach Sozialismus 
und Demokratie k lingt. Aber es k l i n g t  
eben nur so. D ie Tatsachen sind anders, 
sie sind so w ie zu allen Zeiten, wenn sich 
ohne Kontrolle des Volkes „große Männer“

■ an die Spitze drängen unter Ausschaltung 
jeder Opposition,



So sind sie icirkliths

„lOOOOO Mann sind längst genug“
Seit die Zonenarmee Bestand

teil des Warschauer M ilitär
systems geworden ist, hat sich, 
ein einziger SED-Funktionär fü r 
die zahlenmäßige Beschränkung 
der Zonenwehrmacht auf 100 000 
Mann eingesetzt: R ichard Stal- 
mer, Ex-Spanien-Genera .1 und 
Chef der „Gesellschaft fü r Sport 
und Technik“ , einer über Nacht 
in  den Mittelpunkt des Interes
ses gerückten SED-Organisation.

Es waren keine pazifistischen 
Erwägungen, die Staimer fü r 
eine kleine Armee plädieren 
ließen. Am SO. Juni gaben ihm 
die SED-Führer recht: Sie er
klärten die „Nationale Volks
armee“ —  wenn auch aus durch
sichtigem zeitgebundenen P ro 
pagandagrund —  zur 90 000- 
Mann-Armee . . .

„Im m er Soldat gewesen“
Staimer, am 1. Dezember 1907 

in München geboren; w ar zu 
jung, um im ersten W eltk rieg  
Soldat gewesen zu sein. T ro tz
dem behauptete der erst im 
Spanienkrieg an die Front ge
kommene gelernte F liesenleger, 
„im m er Soldat gewesen“ zu sein. 
Und in gewissem Sinne hat er 
recht. Sein Vater w ar Bauarbei
ter und gehörte 1919 zu den 
führenden Köp fen  der „B ayeri
schen Räterepublik". E r selbst 
w urde, 1921 M itglied  des Kom 
munistischen Jugendverbandes 
und kam 1928 zur K P D . 1930 
w ar er bereits Vorsitzender des 
Deutschen Bauarbeiterverban
des. Während dieser ganzen 
Zeit unterstanden dem Amateur
soldaten Staimer die illega l be
waffneten Stoßtrupps des K JV , 
auf deren Konto zahlreiche Saal- 
und Straßenschlachten der zwan
z iger Jahre kamen. 1931 auf die 
Moskauer M ilitärakadem ie dele
giert, kam Staimer bereits ein 
Jahr später als L e ite r  des „R o t
frontkämpferbundes“ Nord- 
bayern (R F B ) zurück. D er R F B  
w ar zu dieser Zeit dis kommu
nistische SA, m it eigener m ili
tärischer Führung und einer 
Reserve von annähernd 400 000 
M an n . . .

General Hoffmann

1933 em igrierte Staimer in die 
Sowjetunion, sein Vater kam in

RICHARD STAIMER

einem deutschen Konzentrations
lager um. Staimer wurde end
gü ltig  Soldat. In  Saratow und 
Moskau holte er sich das Rüst
zeug des Generalstäblers, bis er 
1936 als Chef der 11. Internatio
nalen Thälmann-Brigade nach 
Spanien kommandiert wurde. 
Unter dem Nam en „General 
Richard Hoffmann“ taucht er in 
der Bürgerkriegsliteratur der 
spanischen Kommunisten hin 
und w ieder auf. Seine eigentli
che R o lle w ar die eines ober
sten Politkommissars, der sich 
mehr um die Trotzkisten und 
Nationalkommunisten in  den ei
genen Reihen als um die Franco- 
Leute kümmerte. 1939 flüchtete 
er in die Schweiz, wo er vergeb
lich ein sowjetisches M ilitä r
spionagenetz aufzuziehen ve r
suchte. D ie Schweizer sperrten 
ihn in St. Gallen in ein Zucht
haus und ließen ihn erst kurz 
vor Kriegsende w ieder frei. „Es 
w ar angenehmer, als es in ei
nem N azi-K Z  gewesen w äre“ ,' 
sagt Staimer heute.

Ende Mai 1945 kam Staimer 
im  eigenen W agen —  von den 
Amerikanern reichlich m it P ro 
viant und Sprit versorgt —  nach 
Berlin. U lbricht machte ihn zum 
Polizeiinspektionsleiter des Be
zirks Prenzlauer Berg, und __
ein Jahr später —  zum Chef der 
brandenburgischen Polizei. D ie

ses Am t brachte ihm eine Villa, 
ein  rundes kleines Vermögen 
und die Tochter des späteren 
Staatspräsidenten, L o re  Pieck, 
ein. D ie Ehe wurde im  Herbst 
1954 übrigens w ieder geschieden 
und Eleonore Staimer is t heute 
stellvertretender Außenhandels- 
minister.

Kurzfristig  verschwunden

Im  H erbst 1949 muß Staimer 
—  durch ein ige Geldaffären hoff
nungslos komprom ittiert —  für 
ein ige Zeit verschwinden. In  
Saratow holt er sich die Befähi
gung fü r einen Divisionsgeneral 
der K V P . K V P -C h ef in Leipzig , 
stellvertretender Generaldirektor 
der Reichsbahn\ Generalmajor 
und Kaderchef der K V P  sowie 
Sicherheitsbeauftragter fü r das 
Eisenbahnwesen sind seine 
nächsten Stationen. Dann kommt 
jenes Amt, das fü r ihn w ie ge
schaffen scheint: Staimer w ird  
Chef der „G ST“ .

Anderthalb Jahre ist dies her. 
In  dieser Zeit hat Staimer aus 
einer vorm ilitärischen Organisa
tion eine Arm ee gemacht. W enn 
die SED heute 30 000 Mann de
mobilisieren w ill, Staimer w ar
tet schon darauf! E r  ist das 
Auffangbecken fü r die entlasse
nen Zonensoldaten, bei ihm w ird  
auch m it Maschinengewehren 
und der Handgranate geübt. 
Rund 200 000 ausgebildete Sol
daten kann Staimer innerhalb 
48 Stunden uniform ieren und 
bewaffnen, etwa die H ä lfte  da
von hat irgendwann einmal in 
der K V P  gedient. „E ine kleine 
Armee, aber eine große Reser
v e ! “ sagt Staimer. Das läßt sich 
politisch besser ausspielen und 
kostet w en iger Geld, wenn der 
Reservist zwischendurch noch in 
der Fabrik  oder bei der Ernte 
helfen kann. „Jeder Mann von 
m ir ist so gut w ie ein ausge
bildeter So ldat!" Das stammt 
von Staimer. W er möchte daran 
zweifeln? „Haben w ir  eine W ehr
pflicht nötig?“  frag te  ihn kürz
lich ein Korrespondent. Sagte 
Staimer: „Lächerlich . . . ! “



Freiheit und Einheit
Die Bedeutung der Generalsynode der Evangelischen Kirche in Deutschland

N o n  P r o f e s s o r  D.  H e i n r i c h  V o g e l

A ls der leidenschaftliche R u f 
nach einer außerordentlichen Sy
node der Evangelischen Kirche 
Deutschlands laut wurde und 
schließlich zu dem Entschluß 
führte, das R isiko einer solchen 
Synode zu wagen, konnte man 
noch nicht vorhersehen, daß 
diese Tagung in erregender 
G leichzeitigkeit m it der außen
politischen Bundestagsdebatte 
stattfinden würde, in deren M it
telpunkt die F rage der deut
schen W iederverein igung stand.

D ie ungewollte G leichzeitig
keit der Term ine unterstrich 
aber das, was auf der Synode

Das offizielle —  nicht gerade 
glücklich form ulierte —  Thema, 
das der Synode gestellt war, 
lautete: „Raum fü r das Evange
lium in Ost und W est“ . Wenn 
es nicht nur in den Bereichen 
der Wissenschaft, der Kultur 
und Po litik , sondern auch in der 
K irche von entscheidender Be
deutung ist, w  i e die F rage ge
stellt w ird, so ist es als eine 
befreiende Ta t anzusehen, daß 
die Synode dieses Thema auf
nahm, indem sie es umkehrte. 
Das geschah schon in der die 
Synode ins H erz treffenden P re 
d ig t des bekannten Professors 
Helm uth G oilw itzer und in den 
beiden Hauptreferaten (insbe
sondere in dem bedeutenden 
V ortrag  des Generalsuperinten
denten Jacob aus Kottbus).

Das bestimmte aber vor allem 
die von der Synode einstimmig 
und ohne jede Stimmenthaltung 
angenommene „theologische E r
klärung", die zuerst davon re
det, daß Gottes W ort sich selbst 
seinen Raum in dieser W elt 
schafft und in seiner Gnade uns 
Raum schenkt, vor Gottes An
gesicht Ihm  zu danken und Ihm  
zu dienen. Darum ließ diese 
Synode sich vor allen Fragen, 
die an die W elt bzw. an den 
Staat zu richten sind, selbst die 
F rage  gestellt sein, ob s i e  
denn dem W ort Gottes Raum 
läßt. Unter dieser Vorausset
zung also wurden die Erkennt
nisse und die in ihnen gegrün-

selbst des öfteren als ihr „heim 
liches" Thema bezeichnet w ur
de, nämlich: die Verantwortung 
der evangelischen K irche für 
das gesamte Volk. Man w ird  im 
Blick auf den Verlau f der Sy
node sagen müssen, daß dieses 
heimliche Thema sich unabweis
bar immer von neuem meldete 
und durchsetzte bis in die dra
matischen Debatten der letzten 
Plenarsitzung und die konkre
ten Entscheidungen, m it denen 
diese Synode sich zu ihrer V er
antwortung fü r die N o t der un
heilvollen Trennung bekannte.

deten Beschlüsse gewagt, die es 
ga lt in bezug auf die F rage  der 
W iederverein igung auf das V er
hältnis zum Staat im W esten 
und im Osten unseres Vaterlan
des, auf das Verhältnis des 
Glaubens an das Evangelium  zu 
Weltanschauung und W issen
schaft.

D ie w ichtigsten Entscheidun
gen dürften die fo lgenden sein: 
D ie Synode der Kirche, die in 
allen diesen Jahren immer von 
neuem einen Brückendienst tun 
durfte an dem gespaltenen Volk, 
hat sich zu dieser ihrer A u f
gabe von neuem bekannt, und 
zwar nicht m it der Berufung 
auf nationale Ansprüche, son-

Von besonderer Bedeutung 
dürften auch die Sätze sein, die 
der Haltung des Christen ge
genüber dem Staat gelten. Sie 
lauten; „Das Evangelium  rückt 
uns den Staat unter die gnädige 
Anordnung- Gottes, die w ir  in 
Geltung wissen unabhängig von 
dem Zustandekommen der staat
lichen Gewalt oder ihrer po liti
schen Gestalt. Das Evangelium  
befreit uns dazu, im  Glauben 
.nein’ zu sagen zu jedem  tota li
tären Anspruch menschlicher 
Macht, fü r die von ihr Entrech
teten und Versuchten einzutre
ten und lieber zu leiden als gott
w idrigen  Gesetzen und Anord
nungen zu gehorchen."

Damit lehnt es die K irche auf

dern allein auf die Gnade Got
tes, die uns dazu fre i macht, 
fü r die W iederverein igung un
seres Volkes einzutreten. In  
Zusammenhang damit hat sie 
den Beschluß gefaßt, eine aus 
fü n f Männern (Bischof Noth, B i
schof Krummacher, General- 
superintendent Jacob, Klaus 
von Bismarck, Dr. Bauer) be
stehende Delegation sowohl 
nach Bonn w ie nach Pankow  zu 
schicken, um erstens: „Bundes
regierung und Bundestag der 
Bundesrepublik Deutschlands 
von den Gesichtspunkten und 
Besorgnissen in Kenntnis zu 
setzen, die von Synodalen über 
Auswirkungen einer W ehrpflicht 
geäußert worden sind“ ; zw ei
tens: „bei der R eg ierun g der 
Deutschen Demokratischen R e 
publik dafür einzutreten, daß 
nicht, w ie  vielfach berichtet 
worden ist, Zwang zum Ein tritt 
in  die nationalen Streitkräfte 
der Deutschen Demokratischen 
Republik und zur Teilnahm e an 
vorm ilitärischer Ausbildung 
ausgeübt w ird .“

Dazu ist zu bemerken: Durch 
eine private Befragung der Sy
nodalen untereinander wurde 
festgestellt, daß mehr als die 
H ä lfte  der Synode zu den Syno
dalen gehört, die h inter jenen 
Gesichtspunkten und Besorgnis
sen gegenüber einer W ehrpflicht 
im  geteilten  Deutschland stehen.

dem durch die Bekenntnisent- 
Scheidungen des großen Kam p
fes der dreiß iger Jahre unseres 
Jahrhunderts gewiesenen W eg  

'ebenso ab, passive oder aktive 
Loyalitätserklärungen gegen
über dem Staat zu geben, w ie 
aber auch, an der aus einem 
vergangenen Zeitalter tradierten- 
Zwangsvorstellung v ie ler Chri
sten und Theologen festzuhalten, 
als ob bloß ein „christlicher" 
Staat eine von den Christen an
zuerkennende Obrigkeit wäre.

Wesentlich dürfte auch sein, 
daß die Synode, in der es ja an
gesichts innerkirchlicher Gefah
ren auch um die 'Wahrung der 
Einheit der Evangelischen K ir 
che Deutschlands ging, ein Ge-

Brückendienst am Volke

Christ und Staat



Die Zeit verlangt. . .setz angenommen hat, durch das 
sich alle in ih r zusammenge
schlossenen Landeskirchen ver
pflichten, keine Abmachungen 
und V erträge mit dem Staat, sei 
es im  W esten oder im  Osten, 
einzugehen ohne Übereinkunft 
m it der ganzen Evangelischen 
K irche Deutschlands. Und nicht 
zuletzt bedeutet es eine w irk li
che Tat, wenn diese Synode, die 
in ihrer theologischen Erklä
rung den Gebrauch der V er
nunft in W issenschaft und Tech
nik unter Gottes Verheißung 
sieht, so radikal, w ie  es wohl 
bisher keine K irche getan hat, 
sich dagegen wendet, die W is
senschaft „zur H erstellung von 
Massenvernichtungsmitteln zu 
mißbrauchen, die durch keinen 
Zweck geheilig t werden können".

D ie Synode hat auch noch ein
mal a ll jene bekannten E in
schränkungen und Behinderun
gen zur Kenntnis nehmen müs
sen, die das Verhältnis zwischen 
der Regierung der D D R  und 
der K irche so belasten, aber un
ter der offen geäußerten H o ff
nung, es möchte nun doch zu 
neuen Regelungen kommen, die 
ja  einfach d e n  M e n s c h e n ,  
um die es da geht, zugute kom
men würden. Kennzeichnend 
w ar für diese Synode, in der es 
in  unlöslichem Zusammenhang 
m it der Einheit der evangeli
schen Kirche um die Verantwor
tung fü r die Einheit unseres 
Volkes ging, daß sie sich zu der 
Freiheit bekannte, die da ist, 
w o das Evangelium nicht zu 
einer Weltanschauungssache des 
W estens oder des Ostens und 
Gott nicht zu einem Parte igott 
irgendwelcher menschlicher, sei 
es auch kirchlicher Interessen 
gemacht w ird.

Kirche bleibt Kirche
Berlin  (E igenm eldung), Bischof 

D. Dibelius hat in einer P red ig t 
in der Ostberliner Marienkirche 
noch einmal auf die Bedeutung 
der außerordentlichen Synode 
hingewiesen und dabei heraus
gestellt, daß sie sich in allen 
w ichtigen Fragen  fre i von poli
tischen Fesseln und Voreinge
nommenheit gezeigt hat. „D ie 
K irche soll sich nicht in den 
Sog der politischen Dinge ziehen 
lassen, die K irche soll K irche 
bleiben."

(Fortsetzung
cherheitssystems mitzuwirken. 
Und ebenso bemerkenswert ist 
der Satz, daß es in der F rage 
echter Sicherheitsgarantien an 
die Sowjetunion für die Bundes
regierung „keine falschen Pre- 
stigebedürfnisse" g ibt. M it an
deren W orten, die Bundesregie
rung ist zu fre im ütiger Aus
sprache mit den v ie r  Mächten 
über den m ilitärischen Status 
Gesamtdeutschlands bereit. Das 
w ird  noch verdeutlicht durch 
die Bemerkung von K iesinger 
fü r die CDU/CSU; daß „w ir 
nicht an der N A T O  als Dogma 
hängen".

Die Note
Wesentlich fü r den Fortgang 

der D inge ist nunmehr, welche 
in itiativen Folgerungen die 
Bundesregierung aus dieser 
ihrer Haltung zieht. Der Bun
desaußenminister hat angekün
digt, daß sich die Bundesregie
rung „an die v ier Mächte, also 
auch an die Sowjetunion wen
den und sie an ihre Verpflich
tungen (zur W iederverein igung) 
erinnern w ird “ . Darauf hat Ol- 
lenhauer sofort entgegnet, „m it 
einem moralischen Appell der 
Vier-M achte-Note w erde man 
den toten Punkt nicht überwin
den“ . Dam it hat er zweifellos 
recht, aber es ist nicht anzu
nehmen, daß die Bundesregie
rung sich auf einen moralischen 
Appell zu beschränken beabsich
tigt. N ur eines Äppelles wegen 
braucht man nicht vie le Wochen 
an einer Note zu arbeiten, w ie 
es tatsächlich im  Auswärtigen 
Am t geschieht.

Eine solche N ote ist angesichts 
der vie len  Ungewißheiten, vor 
denen w ir in der W eltpolitik  
stehen, und angesichts unserer 
eigenen heiklen Gegebenheiten 
zwischen W est und Ost natür
lich nicht leicht zu formulieren. 
Sie w ird  von den Westmächten 
w ie von der Sowjetunion m it 
Argusaugen gelesen werden. 
Aber die Zeit verlangt, daß w ir 
den deutschen Standpunkt und 
die deutschen Erwartungen 
nunmehr besonders formulieren 
m it dem Bestreben, von uns aus 
ein Stück weiterzuhelfen. D ie 
oben erwähnten Prinzip ien 
Brentanos, ergänzt und erw ei
tert durch konkrete Anregungen

vo n  S e ite  2 )

fü r die Grundzüge eines Sicher
heitspaktes zwischen den v ier 
Mächten un4 einem vereinten 
Deutschland, könnten den A u f
takt geben, um das Gespräch 
zwischen uns und allen v ier 
Mächten fü r die W iederverein i
gung zu entwickeln.

Damit w ird  nichts verdorben. 
D ie je tz ige  P o litik  der Bundes
regierung, die Verbundenheit 
der Bundesrepublik m it den 
westlichen Verbündeten, die 
Treue zu den fü r die Bundes
republik r eingegangenen V er
pflichtungen, insbesondere auch 
zum aktiven Verteid igungsbel
trag, kann, darf und w ird  da
durch nicht berührt werden. In  
dieser N ote  geht es ja  nicht um 
den Status d.er Bundesrepublik 
unter den heutigen Gegebenhei- 

. ten, sondern uin den Status 
eines neuen, nämlich w iederver
einigten Deutschlands unter den 
dann entstehenden Umständen. 
H ingegen  kann vieles gewonnen 
werden, im günstigen F a lle  ein 
entscheidender Schritt vorwärts 
zur W iedervereinigung, in je 
dem Falle  aber aus der sow je
tischen Antw ort etwas mehr 
K larheit.

S S D , herhören!
D er kleine TAG  w ird  ver

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind ais Em pfänger 

I sogar besonders beliebt,
1 denn sie haben es nötiger 
I als andere, d ie W ahrheit zu 
I  erfahren. W er Verdacht hat,
| daß seine Post überwacht 
! w ird, kann den kleinen TAG  

also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgermeister
amt oder bei seiner D ienst
stelle abgeben. übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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B IL D E R  D E R  W OCHE. Oben; Bokumentarfoto vom  Volksauistand in  Posen. Eine lebhafte E r
innerung an den 17. Juni in  der Sow jetzone! Unten: Zum erstenmal seit der Spaltung besuchte 
ein sowjetischer Stadtkommandant den Regierenden Bürgerm eister von W estberlin  im  Schöne

berger Rathaus: Generalmajor Tsehamow und sein Stellvertreter Kotzuba.


